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Kreditnehmer auf die Couch!

Wer eine Wohnimmobilie finanzieren
möchte, der sollte sich zunächst einmal
intensiv mit sich selbst beschäftigen. 37
Fragen umfasst die „Selbstdiagnose“, die
die Autoren jedem zur Vorbereitung auf
das Beratungsgespräch bei der Bank,
Bausparkasse oder Versicherung ansHerz
legen. Noch erfolgreicher laufen die Kre-
ditverhandlungen, wenn man sich das
über drei Seiten erstreckende Tabellen-
werk über die „Handlungsempfehlungen
zur Finanzierungsoptimierung“ zu
Gemüte führt. Das Prunkstück des Finan-
zierungsratgebers, der zweifelsohne nicht
nur Finanzierungslaien und Studenten,
sondern auch erfahrenen Immobilien-
investoren einen Mehrwert und Erkennt-
nisgewinn liefern kann, sind die darge-
stellten acht Phasen einer Immobilien-
finanzierung. Die Autoren nehmen den
Leser an die Hand und führen ihn einmal
durch den gesamten Kreditprozess: von
der Erstberatung bis zur Auszahlung und
Rückzahlung des Darlehens bzw. der
Anschlussfinanzierung. Recht ausführlich
wird dabei die Phase der Bewertung bzw.
Beleihung durchgespielt, aber auch die
Phase der Kreditbesicherung und des
Eigentumsübergangs kommt nicht zu
kurz.

Garniert wird das Buch mit zahlrei-
chenTabellen, Rechenbeispielen undGra-
fiken sowie weiteren Hilfestellungen und
Praxistipps rund um die Immobilien-
finanzierung. Auch für Investoren, die vor
der Frage stehen, ob sie eine Immobilie zur
Eigennutzung oder zur Kapitalanlage
erwerben wollen, finden hilfreiche Ant-
worten. Fest steht: Wer die 236 Textseiten
(ohne Anlagen) durchgearbeitet hat, ist
für die Immobilienfinanzierung bestens
gerüstet. nik
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Franz J. Sartor,
Helmut Keller (Hrsg.):
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Zu beziehen über www.iz-shop.de.

Bloß kein klebriges Quartier!

Wer schon x Mal davon gehört hat, die
Zukunft desWohnens für Senioren liege in
Quartieren, die von verschiedenen Alters-
gruppen bewohnt werden, bleibt oft mit
einer Fülle von Fragen zurück. Taugen
solche Konzepte nur für große Städte?
Was soll die Wohnungswirtschaft denn
nun alles anders machen? Ein paar Ant-
worten in erfreulich nüchterner Tonlage
liefert das Buch „Altersgerecht wohnen
und leben im Quartier“, das die Erfurter
Professorin für Architektur und Stadtpla-
nung, Heidi Sinning, herausgegeben hat.

Mit einemDutzendBeiträgen vonWis-
senschaftlern und Praktikern schafft sie
Raum für praktische Beispiele von Mehr-
generationenwohnen etwa in Gelsenkir-
chen und im schweizerischen Winterthur.
Eines der Ergebnisse: Mehrgenerationen-
quartiere bloß nicht als klebrige Zwangs-
veranstaltung definieren, in der ständig
alle um einen runden Tisch herum sitzen.

Viele der geschilderten Erfahrungen
zeigen, dass es runder Tische sehr wohl
bedarf, an diesen müssten aber insbeson-
dere Vertreter der Wohnungswirtschaft
und der kommunalen Stadtentwicklung
sitzen. So könne sichergestellt werden,
dass Mehrgenerationenquartiere von le-
benswerter, wenn auch möglichst barrie-
rearmer Infrastruktur umgeben sind.
Quartiere mit Zukunft bieten also Lebens-
raum und nicht nur Versorgtwerden.
Ganz so, wie es in einem der Beiträge über
türkische Senioren in Berlin-Moabit ge-
schildert wird. Dort gibt es solche Quar-
tiere längst. Der Grund: Die typischen
Senioren dort fordern Unterstützung von
Familie und Freunden aktiv ein. Die vie-
len eher einsamenbetagtenDeutschen tun
sich da offenbar ungleich schwerer. bb

Heidi Sinning (Hrsg.):
Altersgerecht wohnen
und leben im Quartier.
Trends, Anforderungen
und Modelle für
Stadtplanung und
Wohnungswirtschaft,
Fraunhofer IRB Verlag,
1. Auflage 2017,
239 Seiten,
Paperback, 59 Euro

Rechtsanwältin
Veronika Thormann

von bethge
immobilienanwälte

Quelle: bethge

Maklerrecht. Makler müssen in ihren
Immobilienanzeigen Angaben über den
Energieverbrauch der beworbenen Objekte
machen.

BGH, Urteile vom 5. Oktober 2017,
Az. I ZR 229/16, I ZR 232/16, I ZR 4/17

In Immobilienanzeigen dürfen
Energieangaben nicht fehlen
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DER FALL

Im Rahmen dreier Verfahren wandte sich
die Deutsche Umweltwelthilfe e.V. gegen
die Veröffentlichung verschiedener Zei-
tungsanzeigen von Immobilienmaklern.
In denAnzeigen fehlten Angaben aus dem
Energieausweis über den Energiever-
brauch der Objekte, die jeweils zum Kauf
oder zur Miete angeboten wurden. Nach
Ansicht der Deutschen Umwelthilfe liegt

hier einVerstoß gegendieEnergieeinspar-
verordnung (§ 16 EnEV) vor, da es den
Anzeigen an Angaben zur Art des Energie-
ausweises, zum wesentlichen Energieträ-
ger für die Heizung des Wohngebäudes,
zum Baujahr des Wohngebäudes oder zur
Energieeffizienzklasse fehlte. Der Verein
klagte – mit Erfolg.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Der BGH hat in zwei Verfahren die Revi-
sionen der beklagten Immobilienmakler
zurückgewiesen, im dritten Verfahren hat
er die Entscheidung aufgehoben und den
Fall an das Berufungsgericht zurückver-
wiesen, weil noch eine weitere Beweisauf-
nahme erforderlich ist. Nach Auffassung
des Gerichts besteht zwar durchaus ein
Unterlassungsanspruch gegen dieMakler,
allerdings ergibt er sich nicht aus einem
Verstoß gegen die Energieeinsparverord-
nung. Adressaten der Regelung der EnEV
seien nämlich nicht die Immobilienmak-
ler, sondern die Eigentümer und Vermie-
ter der beworbenen Objekte, befand der

BGH. Ein Verstoß ergibt sich vielmehr aus
dem Gesetz gegen unlauteren Wettbe-
werb (§ 5a UWG), wonach es untersagt ist,
Verbrauchern wesentliche Informationen
vorzuenthalten und sie somit in die Irre zu
führen. Zu diesen „wesentlichen Informa-
tionen“ zählen – unter Berücksichtung des
Artikels 12 der EU-Richtlinie 2010/31/EU
über die Gesamteffizienz von Gebäuden –
die Art des Energieausweises, der wesent-
liche Energieträger, das Baujahr des
Wohngebäudes, die Energieeffizienz-
klasse sowie der Wert des Endenergiebe-
darfs oder Endenergieverbrauchs.
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WAS IST ZU TUN?

Die Rechtsprechung hat die Frage, ob
Makler Adressaten der Pflicht aus
§ 16 EnEV sind, bisher nicht einheitlich
beantwortet. Der Bundesgerichtshof hat
sie nun richtungsweisend verneint. Leider
nützt diese rein rechtliche Einordnung in
der Praxis nichts.Makler sollten daher alle
vorhandenen Angaben des Energieaus-
weises in ihreVerkaufs- undVermietungs-
anzeigen aufnehmen und diese auch vor

der Veröffentlichung stets auf ihre Voll-
ständigkeit hin überprüfen. Fehlt bereits
eine einzige Angabe, besteht das erhebli-
che Risiko, dass die Makler erfolgreich
abgemahnt werden! Im Übrigen gilt
diese Verpflichtung unabhängig davon,
ob die Immoblienanzeigen in Tageszei-
tungen oder über das Internet geschaltet
werden. ahl

Rechtsanwalt
Dr. Karsten Prote

von GTW
Quelle: GTW

Grundstücksrecht. Fällt der Vorteil, den eine
Grunddienstbarkeit einem herrschenden
Grundstück geboten hat, objektiv und
endgültig weg, erlischt diese
Grunddienstbarkeit.

OLG Celle, Beschluss vom 15. August 2016,
Az. 4 U 55/16

Wegerecht erlischt, wenn es nicht
mehr ausgeübt werden kann
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DER FALL

Die Klägerin, ein Bauträger, ist Eigentü-
merin einesmit einemWegerecht belaste-
ten Grundstücks. Die Beklagten sind
Eigentümer eines (Teil-) Grundstücks, zu
dessen Gunsten das Wegerecht eingetra-
gen ist. Nach Auffassung der Klägerin ist
das Wegerecht aber erloschen, weil die
Beklagten das belastete Grundstück gar
nicht mehr erreichen und so ihr Wege-

recht auch nicht mehr ausüben können.
Dies liegt u.a. daran, dass sie dafür das
Grundstück eines Dritten queren müss-
ten. Dieses Grundstück konnte aber in
den letzten 30 Jahren wegen wilden
Bewuchses nicht mehr befahren werden.
Da sich die Beklagten weigerten, der
Löschung des Wegerechts zuzustimmen,
erhob der Bauträger Klage.
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DIE FOLGEN

Sowohl das Landgericht Stade als auch
das OLG Celle gaben der Klägerin Recht.
Eine zunächst wirksam begründete
Grunddienstbarkeit erlischt, wenn der
Vorteil, den sie dem „herrschenden
Grundstück“ geboten hat, objektiv und
endgültig wegfällt – entweder indem
sich die tatsächlichen Verhältnisse oder
die rechtliche Grundlage verändern
(§ 1025 S. 2, § 1019 BGB). Da das zu
querende Grundstück derart mit Büschen
und Bäumen bewachsen ist, dass es
unmöglich befahren werden kann, konn-
ten die Beklagten, die Eigentümer des
„herrschenden Grundstücks“, ihr Wege-
recht nicht mehr ausüben. Zudem war
nicht zu erwarten, dass das inZukunftwie-
dermöglich sein könnte, denn das zu que-
rende Teilgrundstück gehörte der

Klägerin, die keinerlei Interesse daran
hatte, es in einen begeh- oder befahrbaren
Zustand zu versetzen. Sie konnte dazu
auch nicht gezwungen werden, weil sich
dasWegerecht nicht auf dieses Teilgrund-
stück bezog. Das Wegerecht ist auch des-
halb erloschen, weil sich im hinteren
Bereich des belasteten Grundstücks
ebenfalls Büsche und Bäume befinden.
Diese sind eine Anlage im Sinne der
§§ 1028, 1020 BGB und beeinträchtigen
die Dienstbarkeit. Dem Eigentümer des
herrschenden Grundstücks steht zwar
einBeseitigungsanspruch zu.Wenndieser
– wie hier – aber verjährt ist, ist auch die
Dienstbarkeit vollständig erloschen und
das Grundbuch insoweit unrichtig gewor-
den.
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WAS IST ZU TUN?

Die Eigentümer herrschender Grundstü-
cke sollten einem Beseitigungsanspruch
besondereAufmerksamkeit schenkenund
auch seine etwaige Verjährung
im Blick behalten. Denn im Falle der Ver-
jährung geben sie auch ihr dingliches

Recht preis. Umgekehrt könnendie Eigen-
tümer von Grundstücken, die mit einem
Wegerecht belastet sind, auf Grundlage
dieser Entscheidung unliebsame Belas-
tungen aus dem Grundbuch entfernen
lassen. ahl

Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder

Quelle: Loschelder

Baurecht. Ein bereits gekündigter Architekt
haftet für einen Folgefehler seines Nachfol-
gers, wenn der Grund dafür ein Planungs-
fehler war, den er selbst noch verursacht hat.

KG, Urteil vom 1. Juli 2014,
Az. 27 U 77/11
BGH, Beschluss vom 5. Juli 2017,
Az. VII ZR 171/14 (NZB zurückgew.)

Gekündigter Architekt haftet für
Fehler seines Nachfolgers
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DER FALL

Ein Bauherr beauftragt einen Architekten
mit Planungs- und Überwachungsleistun-
gen für ein Neubauprojekt. Der Architekt
plant die Kellerabdichtung unzureichend
in Form einer Außenabdichtung kombi-
niert mit einer Drainage. Vor Fertigstel-
lung des Gebäudes kündigt der Bauherr
den Architektenvertrag und beauftragt
einen neuen Architekten. Dieser erkennt
den Planungsfehler seines Vorgängers
nicht, obwohl er ihn hätte erkennen müs-
sen. Die Arbeiten werden fortgesetzt, u.a.
wird eine Treppe eingebaut. Nach Fertig-

stellung des Hauses kommt es zu einem
Wassereinbruch im Keller, der zu erheb-
lichen Schäden führt. Dabei muss auch
die Treppe erneuert werden. Der Bauherr
verlangt nun vom alten Architekten
Schadenersatz für die Kosten der Mangel-
beseitigung und für Folgeschäden von
150.000 Euro einschließlich der Erneue-
rungder Treppe.Dieser verteidigt sich u.a.
damit, dass er die Ausführung der Treppe
nicht (mehr) zu verantworten hatte und
dafür allein sein Nachfolger haftet.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Die Planung des alten Architekten war
fehlerhaft, sodass er auf Schadenersatz
haftet. Dies schließt alle Kosten ein, die für
die Beseitigung des Mangels und der Fol-
geschäden erforderlich sind – damit auch
die Erneuerung der Treppe. Der alte
Architekt kann sich nicht darauf berufen,
dass die Treppe während seiner Leis-
tungszeit noch nicht eingebaut war und

deshalb der zweite Architekt einen Fehler
gemacht hat. Der Fehler des neuen Archi-
tekten lässt die Schadenersatzpflicht des
alten Architekten nicht entfallen. Denn es
handelt sich umeinen Folgefehler, für den
der Planungsfehler des ersten Architekten
die Ursache war. Ohne diesen Planungs-
fehler wäre eine Erneuerung nicht nötig
geworden.
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WAS IST ZU TUN?

Wer eine Pflichtverletzung begeht, muss
alle Schäden ersetzen, die daraus entste-
hen. Deshalb haftet der erste Architekt
auch für Fehler, die er gar nicht selbst ver-
antwortet. Dieser Ursachenzusammen-
hangwäre unterbrochen, wenn der Fehler
des alten Architekten sich nicht im Bau-
werk realisiert hätte, was hier aber nicht
der Fall ist. Vielmehr haften für den Scha-
den, den letztlich beide verursacht haben,
beide Architekten nebeneinander als
Gesamtschuldner. Den wesentlichen

Schaden für die Mangelbeseitigung trägt
der erste Architekt allein, die Kosten für
die Treppe müssen sich die beiden teilen.
Zwar wird den ersten Architekten eine
größere Verantwortung treffen, weil er
den entscheidenden Fehler gemacht hat.
Der Nachfolge-Architekt muss aber auch
sorgfältig arbeiten – v.a. wenn der erste
Architekt aus dem Vertrag herausgekün-
digt wurde. In solch einem Fall sollte die
Leistung des Vorgängers besonders kri-
tisch überprüft werden. ahl

Rechtsanwalt
Dr. Ulrich Leo von

avocado Rechtsanwälte

Mietrecht. Unklare Regelungen zur
Vertragsverlängerung in gewerblichen
Formularmietverträgen verstoßen gegen das
Transparenzgebot und sind unwirksam.

BGH, Urteil vom 25. Oktober 2017,
Az. XII ZR 1/17

Intransparente AGB-Klauseln
sind unwirksam
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DER FALL

In diesem Rechtsstreit entschied der BGH
zwar über die Vermietung auf Werbeflä-
chen auf einem Kfz, die Entscheidung gilt
aber generell für Formularmietverträge:
V vermietet auf Grundlage eines von ihm
gestellten FormularvertragsWerbeflächen
auf Fahrzeugen, die er an soziale Institu-
tionen verleiht. Die Vertragsdauer ist
dabei so geregelt, dass die Laufzeit mit der
Auslieferung des Fahrzeugs an den Ver-

tragspartner beginnt. Der Vertrag verlän-
gert sich automatisch um weitere fünf
Jahre, wenn nicht sechs Monate vor
Ablauf schriftlich gekündigt wird. Im Juli
2010 wird das Kfz mit der von einemMie-
terM vorgegebenenWerbung an die Insti-
tution übergeben. 2015 vertritt M die Auf-
fassung, dass sich dasMietverhältnis nicht
über die ersten fünf Jahre hinaus verlän-
gert hat, obwohl er nicht gekündigt hat.
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DIE FOLGEN

Der BGH gibt dem Mieter Recht. Die Ver-
längerungsklausel ist wegen Verstoßes
gegen § 307 BGB, also wegen einer un-
angemessenen Benachteiligung des Mie-
ters, unwirksam. Das Mietverhältnis ist
nach Ablauf der Festmietzeit beendet

(§ 542 BGB). Denn es ist nicht klar, ob M
oder die Institution Vertragspartner im
Sinne der Mietzeitregelung ist. Damit
kannMnicht erkennen,wanner kündigen
muss.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil liegt ganz auf der Linie der
bisherigenRechtsprechungdesBGH: Spä-
testens seit 2005wendet der XII. Zivilsenat
die Regelungen zu Allgemeinen
Geschäftsbedingungen (AGB) immer
schärfer auf gewerbliche Mietverträge an.
Dabei ist es nach Auffassung des BGH
unerheblich, wer mit den AGB konfron-
tiert wird: Auch Unternehmenmit eigener
Rechtsabteilung können sich auf den
Schutz der §§ 305 ff BGBberufen. Dass der
Vertragspartner durch einen spezialisier-
ten Rechtsanwalt vertreten wird, schützt
den Verwender nicht davor, dass die
von ihm vorgegebenen AGB-Regelungen
streng kontrolliert werden, falls er nicht
dazu bereit ist, sie inhaltlich zu verändern,
wenn sie vomGesetz abweichen. Dabei ist

das AGB-Recht eine relativ junge Rechts-
materie, die in vielen Teilbereichen noch
nicht ansatzweise durchdrungen ist. Die
äußerst wechselhafte Rechtsprechung zu
Schönheitsreparaturen ist hierfür bered-
tes Beispiel. Angesichts der dynamischen
Entwicklung gilt es, eigeneVertragsmuster
in kurzen Abständen anhand der jeweils
aktuellen ober- und höchstrichterlichen
Urteile zu kontrollieren. Regelungen, die
sich als unwirksam erweisen, müssen
durch zulässige ersetzt werden. Bei
Bestandsmietverträgen sollte – zumindest
in rechtlich und/oder wirtschaftlich
bedeutenden Fällen – versucht werden,
im Rahmen von Nachträgen gültige Rege-
lungen zu vereinbaren. ahl

SG


